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Trotz Grenzschutz und Subventionen stagnieren oder sinken die bäuerlichen Realeinkommen. Grund dafür und Folge 
davon ist eine Strukturerhaltung ohne Wettbewerb mit dem Ausland.� Foto: Keystone

In diesem Beitrag geht es nicht um die 
Agrarinnenpolitik, sondern um ihre negati­
ven Auswirkungen auf die Versorgungs­
sicherheit und die Agrarproduktion, ins­
besondere in Entwicklungsländern. Wir 
verkennen dabei weder die schwierige Lage 
zahlreicher Landwirte noch die Tatsache, 
dass die Schweiz mit ihrer Landwirtschafts­
politik in guter Gesellschaft ist. In den aller­
meisten Fällen schöpft sie lediglich ihren  
politischen Spielraum aus, ohne interna­
tionales Recht zu verletzen. Doch die Aus­
gangslage der nächsten Bauerngeneration 
wird mit mehr Zwangsmassnahmen, Über­

schussverwertung, Selbstversorgung und Im­
portverdrängung nicht verbessert – im Ge­
genteil.

Was geht hier vor?

Noch lange nach dem Zweiten Weltkrieg 
waren die Schweizer Landwirte in einem 
selbstgebauten Teufelskreis von stets steigen­
den Preisen und Kosten bei dennoch sinken­
den Einkommen gefangen. Es war das 
Schweizer Volk, das mit der klaren Ableh­
nung des Zuckerbeschlusses 1986 eine Ab­
kehr von der Planwirtschaft erzwang; auch 
die sogenannten Kleinbauern-Initiativen 
1989 und 1998 fanden keine Mehrheiten. 
Und der neue Verfassungsartikel (Art.104 
BV) fand erst Akzeptanz, als die Direktzah­
lungen an bestimmte Leistungen gebunden 
wurden. Gleichzeitig stellten die internatio­
nalen Entwicklungen unsere Landwirte vor 
neue Herausforderungen. Am 1. Juli 1995 
trat die Schweiz der WTO bei, und am 21. Ju­
ni 1999 wurde das bilaterale Agrarabkom­
men mit der EU unterzeichnet. 

Inzwischen sind die WTO-Verhandlungen 
an einem toten Punkt angelangt. Damit sinkt 
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ist eine Strukturerhaltung ohne Wettbewerb 
mit dem Ausland: Nach fünf Jahrzehnten mit 
einem ziemlich konstanten und im Rahmen 
des Generationenwechsels politisch verkraft­
baren Strukturwandel (sprich: Bauernster­
ben) von 2%–3% geben heute jährlich nur 
noch 1,5% der Betriebe auf; Konkurse gibt es 
praktisch keine mehr. Gleichzeitig sind die 
Landwirtschaftsschulen voll. In vielen Dör­
fern warten junge, dynamische Landwirte 
vergeblich darauf, dass der ältere Nachbar 
seinen Hof endlich aufgibt. 

Seit der Frankenhausse wächst der Ein­
kaufstourismus wieder – zu einem bedeuten­
den Teil für Nahrungsmittel. Im Jahr 2011 
stiegen die daraus resultierenden Einnahmen 
am Schweizer Zoll von 30 auf knapp 40 Mio. 
Franken. Das Schweizer Volk fördert den 
Wettbewerb, indem es etwa in Lörrach bei 
Basel und in Étrembières bei Genf fast 5% 
des Inlandkonsums einkauft. Nur sind es 
nicht die Schweizer Bauern, sondern ihre 
deutschen und französischen Konkurrenten, 
die davon profitieren. Und die Supermärkte 
im angrenzenden Ausland werden vielfach 
von Schweizer Detailhändlern betrieben.

Das schmerzt den Wirtschaftsstandort 
Schweiz. Leider bleibt der Marktanteilsver­
lust für unsere Landwirtschaft und die Nah­
rungsmittelindustrie offenbar ohne Signal­
wirkung im Bundeshaus. Zwar melden sich 
Parteien und Umweltverbände zu den bun­
desrätlichen Vorschlägen für eine Neugestal­
tung der Direktzahlungen (Agrarpolitik 
2014–2017). Doch der Einkaufstourismus 
und die Höhe der Agrarsubventionen sind in 
dieser Diskussion kein Thema, geschweige 
denn Grenzöffnungen und andere Liberali­
sierungsschritte etwa beim Bodenrecht oder 
in der Raumplanung, im Gegenteil. So for­
dert der Bauernverband in Ergänzung zu den 
neuen Versorgungssicherheitsbeiträgen noch 
mehr Grenzschutz, um damit die «Ernäh­
rungssouveränität» der Schweiz zu sichern: 
«Parallel zum Versorgungssicherheitsbeitrag 
tragen die Einfuhrzölle für landwirtschaftliche 
Produkte wesentlich zur nachhaltigen, diversi-
fizierten und qualitativ hochwertigen einhei-
mischen Produktion bei. Dies passt perfekt ins 
Prinzip der Ernährungssouveränität».

Auch die Produktionslenkung geht weiter, 
aber sie verhindert keine Überschüsse: Im 
Jahr 2011 mussten 50 000 Tonnen Kartoffeln 
an die Schweine verfüttert oder in Biogasan­
lagen verwertet werden; fast 14 000 Tonnen 
Weizen wurden «deklassiert», d.h. sie durften 
nicht als Brotmehl verkauft werden. Und der 
Bundesrat hat einer Mengenregelung zuge­
stimmt, bei der sämtliche Milchproduzenten 
zu Abgaben gezwungen werden, um den But­
terberg abzutragen. Im Jahr 2011 wurden so 
9430 Tonnen Butter ausgeführt.

auch die Akzeptanz für weitere Liberalisie­
rungsschritte mit der EU, selbst wenn sich 
die Wirtschaftskommission des Ständerats 
gegen den im Nationalrat geforderten Ab­
bruch der Verhandlungen ausgesprochen hat. 
Die Schweiz bleibt also auf absehbare Zeit 
das Land mit den höchsten Landwirtschafts­
zöllen der Welt und einem der höchsten 
Stützungsniveaus (siehe Grafik 1).

In einer solchen Situation haben bäuerli­
che Vorstösse gute Chancen, das Rad zurück­
zudrehen. Zwar wehrten sich das Bundesamt 
für Landwirtschaft (BLW) und der Bundes­
rat erfolgreich gegen die Wiedereinführung 
von Viehexportsubventionen. Das Parlament 
hat nach einigem Hin und Her eingesehen, 
dass damit die Produktion und das Fleisch 
nur noch teurer würden. Die Agrarökonomie 
sagt uns ja auch, dass es keine Überschüsse 
gibt – nur zu hohe Preise. Trotzdem verlangt 
die Mehrheit der Milchbauern Zwangsabga­
ben zur Überschussverwertung. Auch die 
Nahrungsmittelindustrie verficht ihre im 
«Schoggigesetz» vorgesehenen Ausfuhrsub­
ventionen als Kompensation für die Verwen­
dung von einheimischen Rohstoffen. Gleich­
zeitig wird «Swiss Made» fallweise und bis 
zum Ursprung der Haselnüsse im Biskuit de­
finiert! 

Das Problem

Trotz Grenzschutz und Subventionen 
stagnieren oder sinken die bäuerlichen Real­
einkommen. Grund dafür und Folge davon 

� Quelle: OECD (CSE/PSE Database, 2010) / Die Volkswirtschaft

Grafik 1

Schätzung des Anteils der Produktionshilfen am bäuerlichen Bruttoeinkommen,  
Durchschnitt 2007–2009
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nen haben. Der WTO-Beitritt erzwang zwar 
eine Zollreduktion von 15%; doch nur für 
Schweinefleisch und Kartoffeln musste der 
Marktzugang auf 5% des Inlandkonsums er­
höht werden. Dabei konnten die Schweine 
erst noch mit den Hühnern mengenmässig 
zusammengelegt (aggregiert) werden, und 
das Kartoffelkontingent (für die genannten 
5%) wird bei kleinen Inlandernten massiv 
aufgestockt. Auch wenn das Agrarabkommen 
mit der EU und die Freihandelsabkommen 
mit Entwicklungsländern gewisse Freimen­
gen oder Zollerleichterungen enthalten: Aus 
der EU kann zollfrei mengenmässig unbe­
schränkt fast nur Käse importiert werden. 
Die allen Entwicklungsländern eingeräum­
ten Zollpräferenzen haben kaum zu Mehr­
importen geführt. Den ärmsten Ländern 
wird seit 2009 für alle ihre Produkte aus­
nahmslose und mengenmässig unbeschränk­
te Zollfreiheit gewährt (solange damit keine 
Gefahr für die Inlandproduktion verbunden 
ist). Mehreinfuhren aus diesen Ländern gab 
es bisher aber kaum, weil sie die Einfuhrbe­
dingungen – besonders für tierische Produk­
te – kaum erfüllen können und sogar die Ab­
gaben zur Finanzierung der Schweizer 
Pflichtlager leisten müssen.

Seit der Nahrungsmittelkrise 2007/08 
wird auf internationaler Ebene nach neuen 
Wegen im Kampf gegen den Welthunger  
gesucht. Hier hat die offizielle Schweiz ein 
Betätigungsfeld entdeckt. Unter dem  
Programmpunkt «Versorgungssicherheit» 
werden den Entwicklungsländern Vorschläge 
gemacht und Projekte angedient, in denen 
die Schweizer Agrarpolitik als multifunktio­
nal und nachhaltig angepriesen wird. Dabei 
wird gerne ausgeblendet, dass das Schweizer 
Modell nur dank den jährlich 3,5 Mrd. Fran­
ken Agrarsubventionen und einem äusserst 
soliden Grenzschutz nachhaltig ist.

Es grenzt deshalb schon fast an Ironie, 
dass die Schweiz an der WTO-Ministerkon­
ferenz im Dezember 2011 einen «Pakt gegen 
den Protektionismus» unterschrieb: keine 
neuen Handelshemmnisse, keine neuen Ex­
portrestriktionen und Verzicht auf nicht 
WTO-konforme Massnahmen, insbesondere 
auf Exportsubventionen. Ausserdem wollen 
die Unterzeichner – im Einklang mit einer 
kurz zuvor in Cannes verabschiedeten Reso­
lution der G20 – Schritte unternehmen, um 
alle seit dem Ausbruch der Finanzkrise er­
griffenen protektionistischen Massnahmen 
rückgängig zu machen. Fast 50 Länder – dar­
unter die EU und die USA – unterschrieben 
diesen Pakt. Obwohl auch Schwellenländer 
wie Brasilien, Indien, China und Südafrika 
gegen Protektionismus sind, verweigerten sie 
die Unterschrift, dies aus zwei Gründen: Ers­
tens pochten sie auf ihr Recht, den nach dem 

Internationale Aspekte

Das sind schlechte Nachrichten für die ef­
fizienten Landwirte in der Schweiz, aber auch 
für die Bauern in anderen Ländern, welche 
solche Waren billiger liefern könnten. Bei 
den Butterausfuhren kommt hinzu, dass die­
se nur mit Exportsubventionen auf dem 
Weltmarkt abgesetzt werden können. Dazu 
ist die Schweiz aber nicht berechtigt – auch 
nicht auf sogenannt privatwirtschaftlicher 
Basis. In der Tat verbietet das geltende WTO-
Recht Agrarexportsubventionen für Produk­
te, welche früher keine solchen Beiträge er­
halten hatten. Anders als Käse, 
Obstkonzentrat und Lebendtiere kam 
Schweizer Butter (ausser etwa in Schokolade 
oder Biskuits) nie in den Genuss solcher Aus­
fuhrbeiträge. Wusste der Bundesrat nicht, 
dass er mit diesem Entscheid WTO-Recht 
verletzt und erst noch dem Agrodumping 
Vorschub leistet?

Aus entwicklungspolitischer Sicht noch 
schwerwiegender ist die Tatsache, dass die 
Butter auch in Ländern wie der Türkei und 
Ägypten abgesetzt wird. Überschüssiges 
Rindvieh fliegt bis in den Balkan. Diese Sub­
ventionen sind WTO-rechtlich erlaubt, und 
zumindest beim Hauptabnehmer Italien lan­
den die Tiere recht bald auf der Schlacht­
bank. Aber den einheimischen Produzenten 
macht das Schweizer Nutzvieh ebenso wenig 
Freude wie unsere Butter den türkischen und 
ägyptischen Milchbauern.

Exportsubventionen und Einkommens­
garantien ohne gross einschränkende Aufla­
gen sind nicht die einzigen Massnahmen mit 
international schädlichen Auswirkungen. 
Marktverzerrungen – besonders zulasten der 
weiter entfernt liegenden Entwicklungslän­
der – gibt es auch bei der Importsteuerung. 
Die meisten Früchte- und Gemüseeinfuhren 
werden so sorgfältig auf die Inlandnachfrage 
abgestimmt, dass die Konsumentin – ausser 
beim Preis – nichts davon merkt. Obschon 
Importverbote WTO-rechtlich nicht mehr 
zulässig sind, verlangt die Schweiz, wenn es 
sein muss, weiterhin einen Zollansatz von 
über 1000%, so etwa für Petersilie. Das BLW 
legt mehrmals pro Woche fest, wie viele Sai­
sonfrüchte und -gemüse zum Niedrigzoll 
eingeführt werden dürfen. Entwicklungspo­
litisch bedeutsam ist ausserdem, dass  
dadurch keine Lieferungen aus Afrika die 
Einfuhren aus den Nachbarländern konkur­
renzieren können.

Kaum Globalisierung und Liberalisierung  
bei der Schweizer Landwirtschaft

Bei genauerer Betrachtung zeigt sich, dass 
Globalisierung und Liberalisierung der 
Schweizer Landwirtschaft noch kaum begon­
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Denn auf der Tiefpreisseite kann der «M-
Budget»-Anteil des Inlandkonsums bald nur 
noch mit Rohstoffen zu Weltmarktpreisen 
gesichert werden. Im obersten Segment hin­
gegen wird die «preisinelastische» Käufer­
schicht, welche ohne Rücksicht auf den Preis 
ausschliesslich Original-Parmaschinken und 
-käse verlangt, kaum für Schweizer Trocken­
fleisch und Sbrinz zu gewinnen sein. Dafür 
muss es der Landwirtschaft mit entsprechen­
dem Einsatz und den adäquaten staatlichen 
Instrumenten gelingen, im grossen preisli­
chen Mittelfeld ihren Anteil zu behalten und 
mit ihren Spitzenprodukten sowie viel 
«Swissness» auch im Ausland neue Käufer zu 
gewinnen. Besonders im Umfeld eines über­
bewerteten Schweizer Frankens ist dies die 
grösste Herausforderung. Unter dem Strich 
würde aber damit die Produktion mengen­
mässig aufrechterhalten; wertmässig könnte 
sie gar zulegen. Vielleicht zeigt der Schweizer 
Wein den Weg: obwohl an der Grenze fast 
nicht mehr geschützt, ist er bereits wettbe­
werbsfähig. 

Fazit

Die Agrarpolitik ist zu einer internen An­
gelegenheit verkommen. Der Streit um Gel­
der und Gegenleistungen beschränkt sich auf 
Experten und Nutzniesser. Die Politik befasst 
sich lieber mit anderen Themen. Dabei 
bräuchte die produzierende Landwirtschaft 
besonders jetzt neue Perspektiven. Ohne 
weitreichende Visionen sind selbstverordnete 
Grenzöffnungen und die Abkehr von Preis­
stützungen schwierig zu realisieren. Vieles 
könnte weniger reguliert und garantiert wer­
den, um den unternehmerischen und risi­
kofreudigeren Landwirten, Lebensmittelpro­
duzenten und Händlern mehr Platz für 
Eigenverantwortung und Wettbewerb einzu­
räumen.� m

Scheitern der Doha-Verhandlungsrunde ver­
bleibenden Handlungsspielraum auszunüt­
zen; zweitens wiesen sie darauf hin, dass mit 
diesem Scheitern vor allem die Industrielän­
der ihr Recht auf eine der schlimmsten For­
men von Protektionismus, nämlich die Ag­
rarsubventionen, beibehalten.

Noch hat keine internationale Organisati­
on den Begriff Protektionismus definiert und 
ihn von der legitimen Protektion gesell­
schaftlicher Ansprüche – etwa im Sozial- und 
Umweltbereich – abgegrenzt. Gewiss sind 
auch die anderen Unterzeichner dieses «Pak­
tes» keine Sonntagsschüler; und mengen­
mässig fallen die Schweizer Massnahmen oh­
nehin nicht ins Gewicht. Dennoch stellt sich 
auch hier die Frage nach der Kohärenz zwi­
schen der Schweizer Wirtschafts-, Aussen- 
und Entwicklungspolitik.

Wege aus der Sackgasse

Was wäre zu tun, um aus der Sackgasse zu 
kommen, in der sich die Schweizer Landwirt­
schaft heute befindet? In diesem Diskussi­
onsbeitrag kann nur auf zwei Aspekte aus 
internationaler Sicht eingegangen werden.

Bisher haben Landwirte im Einklang mit 
Umwelt- und Landschaftsschützern stets da­
rauf hingewiesen, dass die bäuerliche Ein­
kommenssicherung nur mit Preisstützung 
und Grenzschutz möglich ist. Verschiedene 
Forschungsarbeiten an der ETH Zürich  
haben gezeigt, dass sogar bei einer völligen 
Aufhebung des Grenzschutzes und aller 
preisstützenden Massnahmen die landwirt­
schaftliche Nutzfläche gleich gross bleiben 
würde und insbesondere die ökologischen 
Leistungen weiterhin erbracht würden – no­
tabene bei gleichbleibenden Direktzahlun­
gen. Eine derart befreite Agrarproduktion 
könnte somit die verfassungsrechtlich festge­
legten Ziele der Agrarpolitik gewährleisten, 
nämlich einer «sicheren Versorgung der Be­
völkerung, der Erhaltung der natürlichen Le­
bensgrundlagen, der Pflege der Kulturland­
schaft und der dezentralen Besiedlung des 
Landes» (Art.104 BV). Ein solches «WTO-
Plus-Szenario» hätte allerdings weitreichen­
de Auswirkungen: Im Talgebiet könnten die 
bäuerlichen Einkommen – trotz einem zu er­
wartenden massiven Rückgang der Arbeits­
kräfte – nur mit zusätzlichen Anstrengungen 
auf der Preis- und auf der Kostenseite gehal­
ten werden.

Auf jeden Fall gilt es Abschied zu nehmen 
von der Idee der möglichst grossen Selbst­
versorgung – mit oder ohne Agrarfreihandel 
mit der EU. Anstatt wieder mehr Futtermit­
tel zu produzieren, bei denen die Schweiz 
keine Wettbewerbschance hat, kann der Weg 
in die Zukunft nur Spezialisierung heissen. 

Kasten 1
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